Nachschlagewerk: Jja

BDSG §§ 32 Abs. 1 Satz 1, 35 Abs. 3 Satz 2 1. Alternative

Uber die Zuldssigkeit der in § 32 Abs. 1 Satz 1 vorgese-
henen Speicherung personenbezogener Daten kann erst nach
einer Abwdgung zwischen den Belangen des Betroffenen und
den Interessen der speichernden Stelle oder Dritter, die
von dieser wahrgenommen werden, anhand der im einzelnen

Fall fir und gegen die Speicherung sprechenden Umstdnde
entschieden werden.

BGH, Urt. v. 15. Dezember 19383 - III ZR 207/82 - OLG Hamm
LG Dortmund
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Der ITI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 15. Dezember 1983
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn
und die Richter Dr. Tidow, Boujong, Dr. Halstenberg
und Dr. Werp

fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das

Urteil des 3. Zivilsenats des Oberlan-

desgerichts Hamm vom 8. Mdrz 1982 aufge-
hoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand-
lung und Entscheidung, auch iiber die Ko-
sten des Revislonsrechtszuges, an das Be-

rufungsgericht zurickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Kl3gerin nimmt die Beklagte auf Loschung ge-
speicherter Daten in Anspruch.

Die beklagte Schdll® ist eine auf Gegenseitigkeit ar-
beitende Gemeinschaftseinrichtung der Kreditinstitute
und der kreditgebenden Wirtschaft zum Zweck der Kredit-
sicherung. Sie speichert in Personenkarteien Nachrich-
tenmaterial Uber sufgencmmsene Kredite und deren Abwick-
lung sowle Uber ancere flr die Kredit- und Zzhlungsfi-
higkeit von Kreditinehmern ihr wichtig erscheinende Um-
stinde. Diese Informationen leitet sie auf Anfrage an
die ihr angeschlessenen Unternehmen weiter. Uber die

JLaw — Gesetze und Urteile \ Available on the
Kostenlos (mobile App) Google play App tore
Uber 200 Gesetze
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Kldgerin hat die Beklagte folgende Angaben gespeichert:

"Biirgschaft DM 5.%07 in 47 Raten ab 1.7.76 Konto
4L25%218 R WEl- - BN Verkehrsbank GobH Nie-
derlassung Helgms Lohnabzug DM 3.946 am 13.4.78
erledigt am 28.5.79

Ursprungsverpflichtung nicht bekannt

OB -Versand Rechtsabteilung

Mahnbescheid DM 1.947 am 27.4.79 Kontoplus
85233771

Ursprungsverpflichtung nicht bekannt
OWll-Versand Rechtsabteilung
Mahnbescheid DM 418 am 21.9.79 Kontoplus
86093133G01

‘.ﬁrungsverpfllchtung nicht bekannt
-Versand Rechtsabteilung
Mahnbescheid DM 725 am 27.12.79 Kontoplus
86579192G35".

Mit ihrer Klage nimmt die Kldgerin die Beklagte
auf Léaschung dieser Daten in Anspruch. Landgericht und
Oberlandesgericht haben der Klage stattgegeben. Mit der
zugelassenen Revision, um deren Zurlickweisung die Klage-
rin nachsucht, verfolgt die Beklagte ihr Klagesbweisungs-
begehren weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision fiihrt zur Aufhebung des angefochtenen
Urteils und zur Zurlickverwelsung der Sache an das Beru-
fungsgericht.

I.

Zutreffend hat das Berufungsgericht, auch soweit
es um die Eintragung der Blirgschaftsdaten geht, die Be-



stimmungen des nach seinem § 47, soweit es hier interes-
siert, am 1. Januar 1978 1in Kraft getretenen Bundesda-
tenschutzgesetzes angewandt. Wie revisionsrechtlich bin-
dend feststeht, sind auch diese Daten von der Beklag-
ten erst nach diesem Stichtag gespeichert worden, Die
Beklagte kann deshalb mit ihrem neuen Vorbringen, die
Daten zur Blrgschaft seien schon vor dem 1. Januar 1978

gespeichert worden, nicht gehOrt werden.

17,

Dag Berufungsgericht hat weiter ausgefihrt, die
Speicherung der Daten iber die Blrgschaft und die Mahn-
bescheide sel unzuldssig gewesen. Solche Daten sagten
iiber die Kreditwirdigkeit eines Kunden wenig aus, sie
seien 'eher neutral"; andererseits seien sie aber ge-
eignet, einen negativen Eindruck von der wirtschaftli-
chen Lage des Kunden hervorzurufen, der miglicherweise
nicht berechtigt s
teressen des Kunden zuwiderlaufe. Bei der nach § 32

=3 und deshalb schiitzenswerten In-

Abs. 1 Satz 1 EDSG vorzunehmenden Interessenabwigung
geblihre daher den Belangen der Kldgerin der Vorrang.

Diese Ausfihrungen halten den Angriffen der Revi-
sion nicht in allen Punkten stand.

1. Fur die Beklagte gelten gemdB § 31 Abs. 1 Nr. 1 BDSG
die Bestimmungen der §§ 32 bis 35 BDSG, weil sie nach den
Feststellungen des Berufungsgerichts zu den nicht &ffent-
lichen Stellen gehirt, die geschiftsm#Big geschiitzte per-
onenbezogene Daten zum Zweck der Ubermittlung speichern

und {ibermitteln.
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§ 35 Abs. 3 Satz 2, 1. Alternative BDSG gewdhrt
dem Betroffenen einen Anspruch auf Ldschung personen-
bezogener Daten, wenn deren Speicherung unzuldssig war.
GemdB § 3 Satz 1 BDSG ist die Verarbeitung, mithin auch
die Speicherung (§ 1 Abs. 1 BDSG), solcher Daten - vom
Fall der hiler unstreitig nicht vorliegenden Einwilli-
gung des Betroffenen abgesehen - nur zuldssig, wenn
das Bundesdatenschutzgesetz selbst oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt. § 32 Abs. 1 Satz 1 BDSG ge-
stattet das Speichern personenbezogener Daten, soweit
kein Grund zu der Annahme besteht, daB dadurch schutz-
wirdige Belange des Betroffenen beeintridchtigt werden.

2. Zutreffend hat das Berufungsgericht in diesem Zu-
sammenhang ausgefiihrt, dafl das Merkmal "schutzwlrdige
Belange®" einen wertausfiillungsbedirftigen Begriff dar-
stellt (Simitis/Dammann/Mallmann/Reh, BDSG 3. Aufl.

§ 32 Rn. 5). § 32 Abs. 1 Satz 1 BDSG umfaBt nach Wort-
laut und Zweck nicht Jjeden denkbaren schutzwiirdigen Be-
lang des Betroffenen. Das Gesetz untersagt das Speichern
personenbezogener Daten nicht schlechthin. Gem#B § 32
Abs. 1 Satz 1 BDSG ist anhand des Einzelfalles zu ent-
scheiden, ob die Belange des Betroffenen im Hinblick

auf die Speicherung der Jeweils interessierenden Daten
Schutz verdienen. Das 188t sich nur beurteilen, wenn man
die Belange des Betroffenen den Interessen der speichern-
den Stelle oder Dritter, die von dieser mit dem konkre-
ten Speicherungsvorgang wahrgenommen werden, gegeniiber-
stellt (OLG Miinchen NJW 1982, 244, 245; OLG Hamm WM 1983,
852, 854; Gallwas/Schneider/Schwappach/Schweinoch/Stein-
brinck, Datenschutzrecht, § 23 Rn. 23; Ordemann/Schome-
rus, BDSG 3.Aufl. § 32 Anm. 1; Simitis u.a. 2a0 § 1 Rn. 9).
Dabei sind Art, Inhalt und Aussagekraft der betreffenden
Daten an den Aufgaben und Zwecken zu messen, denen ihre



Verarbeitung die & Hamm 320; Simi-
20 § 22 Ba. 4, 5 m.w.Nachw.: Schaffland/Wilt-
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Diese fuslegung des § 32 BDSG entspricht den vom
Senat im Urieil wvom 7. Juli 41983 - III ZR 159/82 - WM
1983, 1188, 1189 zu § 24 Abs. 4 Satz 1, 3. Alternative
BDSG aufgestellten Grunds8tzen. Danach ist die datenver-

rbeitends Stelle
miteinander Kollidierenden berechtigten Interessen der
&

rehalten, zwischen den im Einzelfall

OD

Datei oder r an der Datenverarbeitung und den ent-
gegenstehenden schutzwlirdigen Belangen des Betroffenen
abzuwlgen., Nur wenn diese am Verhdlinism8Rigksltsgrund-
satz ausgerichtete AvwEgung keinen Grund zu der Annahme
bistet, daB die Speicherung der Daten zu dem damit ver-
folgten Zweck schutzwlrdige Belange des Betroffenen be-

eintrdchtigt, ist dle 3peicherung zuldssig. Diese von
der datenverarbelitenden Stelle vorzunehmende Abwdgung
unteriiegt in voliem Umfang der Nachpriifung durch den
Tatrichter; im Revisionsrechtszug hat sich die Uberprii-
fung daraufl zu beschrinken, ob der Tatrichter die recht-
iiche Bedeutung des & 32 Abs, 1 Satz 1 BDSG verkannt
oder nach der Sachlage in Betracht zu ziehende Umstén-
de bei der Abwigung unberiicksichtigt gelassen hat.

5. Bel Anlegung dieses Priifungsmafistabs kann die an-

gefocntene Entschieidung nicht aufrechterhalten bleiben.

Das Berufun,
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den im Xonkreten Fall
ssen befafit. Es beschrénkt sich auf eine Gegenuberstel—
ung des Int szeg ger Kreditinstitute an méglichst um-
fassender Kenntnis allsr persniichen und wirtschaftli-
chen Daten ihrer Kunden einédrseits und des Interesses

des Xunden aw Schultz vor einer unzutreffenden Binschit-
2 nanzlellen Lage durch dis Kreditinstitute

.~
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andererseits. Diese Betrachtungswelse schipft den kon-
kreten Sachverhalt nicht aus.

Die Interessen, denen die Speicherung der Daten
der Klagerin im Bestand der Beklagten dient, lassen sich
erst erfagsen und gewichten, wenn das von der Beklagten
betriebene Kreditinformationssystem, sein innerer Auf-
bau, seine Bedeutung fiir die gewerbliche Kreditwirt-
schaft wie auch flir deren Kunden sowie die Voraussetzun-
gen, unter denen diese Einrichtung effektiv arbeiten
kann, ermittelt sind (zum Umfang der durch das Kreditin-
formationssystem der Beklagten wahrgenommenen Interes-
sen vgl. BGH Urteil vom 20. Juni 1978 - VI ZR 66/77 =
NIJW 1978, 2151, 2152 m. Anm., Schaffland BB 1978, 1587;
OLG Miinchen 220). Erst auf der Grundlage solcher, vom
Berufungsgericht nicht getroffener Feststellungen 138t
sich absehen, ob etwa der Hinweis auf einen Mahnbescheid
nur eine "unfundierte Negativvermutung® darstellt oder
ob er vielmehr die SHumnis eines Schuldners beschreibt,
der es zu einem gerichtlichen Verfahren hat kommen las-
sen und im Ergebnis unterlegen ist. Ahnliche Uberlegun-
gen gelten fiir das gespeicherte Datum "Lohnebzug" im
Zusammenhang mit der von der Beklagten erfafiten Biirg-
schaft der Klidgerin.

Auf der anderen Seite ist zu priifen, welche Belan-
ge der Kldgerin von der Speicherung der einzelnen Daten
berihrt werden und in welchem Mafle diese Belange gegen-
liber berechtigten Interessen Dritter oder der Allgemein-
heit Schutz verdienen. Auch in diesem Zusemmenhang ist
bedeutsam, was die hier interessierenden Eintragungen
im Verkehr zwischen der Beklagten und ihren Anschlufi-
unternehmen besagen und wie sie bei Entscheidungen iber
eine Kreditvergabe berilicksichtigt werden.



Um dsm Berufungsgeric egenheit zu geben, die
orderlichen Feststellungen
zu treffen, ist das angefochtene Urteil aufzuheben und
die Sache zur anderwsiten Verhandlung und Entscheidung
zuriickzuverweiszen.

fiir die Interessenabwdgung

1I1.

Fir die weitere Sachbehandlung wird vorsorglich
auf folzendes hingewiesen:

Nach dem derzeitigen Sachstand ist dis Zul&ssigkeit
der von der Klégerin beanstandeten Eintragungen Jeden-
falls nicht von vornherein auszuschlieBen. Im Rahmen des
von der Beklagten batriebenen Kreditinformationssystems
miissen Daten der hier in Rede stehenden Art nicht ohne
Jeden Aussagewert flr die Beurteilung der Xreditwirdig-
keit eines pcotentiellen Kreditbewerbers sein.

Die vom Berufungsgericht

<
tet darauf hin, dall es als aussageféhig nur solche Da-

auf eine Hreditunwirdigkelt des Xreditbewerbers erlauben.
Diese Betrachtungswelse wird mSglicherweise der Aufgaben-
stellung des von der Beklagten betriebenen Kreditinfor-
mationssystems nicht gerecht, IThr Datenbestand wirkt bel
der Kreditvergabs scwohl in positiver wie in negativer
Hinsicnt mit {vgl. dezu Windolph in Handbuch des Daten-

T
schutzes, 19 Die Beteiligung der Beklagten
f
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ist um sc e ktiver, Je umfassender sie einen potentiel-

ber i#iber die tatsichliche wirtschaftliche Si-

hensinteressenten unterrichten kesnn.
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Deswegen entbehren Angaben iiber Rechtsnatur, An-
zahl und Hdhe bestehender Verpflichtungen ebensowenig
Jeglichen Aussagewertes wie die Art und Weilse der Til-
gung frither eingegangener Verbindlichkeiten und der da-
fir in Anspruch genommenen Tilgungszeitrdume. Die Kennt-
nis dieser UmstZnde kann Riickschliisse auf den Rahmen ei-
ner weiteren finanziellen Belastbarkeit des Kreditbe-
werbers zulassen, die flir die Beurteilung seiner Kredit-
wirdigkeit bedeutsam sind. So 188t sich dem Vermerk
tiber die Tilgung der Blirgschaftsschuld durch Lohnabzug
immerhin entnehmen, daB der Schuldner eine gegen ihn er-
hobene, von ihm auch nicht bestrittene Forderung zwar
nicht freiwillig erfiillt, sich ihrer Realisierung im
Wege der Verwertung von Sicherheiten aber auch nicht
widersetzt hat (Senatsurteil vom 7. Juli 1983 - III ZR
159/82 aa0). Die im Zusammenhang mit der Biirgschaft ge-
speicherten Eintrdge kénnen desﬁegen nicht allein mit
der Begrindung filir 16schungspflichtig erklart werden,
sie seien im Hinblick auf die Kreditwiirdigkeit der Kléd-
gerin ohne Jjeden Aussagewert.

Entsprechendes gilt fir die Speicherung der Mahnbe-
scheidsdaten. Wenn such ein Mahnbescheid allein auf Be-~
treiben des GlEubigers ohne gerichtliche Priifung der Be-
grindetheit des Anspruchs erlassen wird, so ist er doch
ein Anzeichen dafir, dafl sich der GlBubiger ernsthaft -
unter Aufwendung eigener Kosten - eines Anspruches gegen
den Schuldner beriithmt. Nicht anders als durch die Klage-
erhebung sieht sich der Schuldner durch die Einleitung
des Mshnverfahrens der gerichtlichen Geltendmachung ei-
ner Forderung ausgesetzt, Uber deren Berechtigung erst
mit rechtskréftigem Abschlufl des Verfahrens verbindlich
entschieden wird. Die wdhrend des schwebenden Verfahrens
bestehende Ungewifiheit, ob der Schuldner aus der gericht-
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lich geltend gemachnten Forderung in Anspruch genommen wer-
den kana, mindert mfglicherwelise dessen finanzielle Be-
lastberkeit und kann seine Kreditwilirdigkeit in einem an-
deren Licht erscheinen lassen, zls das chne den behaupte-
ten, aber noch nicht durchsetzbaren Zahlungsanspruch
der Fall wire. Der Unterrichtung Uber ein eingeleitetes
gerichtliches Verfahren 1838t sich, Jedenfalls soweit es
sich nicht um Bagatellsachen handelt, ein Informations-
wert fiir die Teilnehmer am Kreditinformationssystem der
Beklagten nicht absprechen (so auch Helle WM 1983, 1248,
12517,
Im Einzelfall kSmnen allerdings gewichtige schutz-
wirdige Belange des Betroffenen durch den Vermerk iber
ein eingeleitetes Mahnverfahren berihrt sein, vornehm-
lich dann, wenn der Betroffene zu Unrecht mit einer sol-
chen gﬁrichtlichen Zahlungsaufforderung iberzogen worden
ist und durch die Speicherung dieser MaBnahme bei der Be-
kiagten eine unzutreffende Beurteilung seiner Kreditwir-
digkelt zu gewBrtigen hat. Im Regelfall jedech wird sich
ein Schuldner gegen einen unberechtigten Mahnbescheid
zur Wehr setzen. Wenn diese GegenmafBnahme im Datenbe-
stand der Beklagten ebenfalls vermerkt wird, und zwar
ebense deutlich und ebenso schnell, wie das bei den ge-
gen dewnt Schuldner gerichteten Vorgdngen geschieht, ist
die Gefahr einer unberechtigten Beeintrichtigung seiner
Belange deutiich heravgesetzt.

Die Beklagte ist dabei auf die gewissenhafte Mitar-
tihrer Anschlufunternsehmen angewiesen, um ihre Date

i
stdndig suf dem neuesten Stand halten zu k&nnen. Im Hin-

darau?i ist eine Beeintrichtigung schutzwlirdiger Be-
Regelfall nur damnn nicht zu be-

m
. feststent, daB die Beklagte alle Vorkehrun-
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gen getroffen hat, die erforderlich sind, um zu gewihr-
leisten, dafl der beli 1ihr gespeicherte Datenbestand durch
Nachmeldungen der ihr angeschlossenen Unternehmen unver-
zliglich und vollstédndig aktualisiert wird. Dazu reicht
nicht allein aus, dafl sie ihre Partner vertraglich in
die Pflicht nimmt, vielmehr ist die Beklagte gehalten,
die Erfiillung dieser Vertragspflicht stdndig zu Uberwa-
chen, und nicht vertragstreue Firmen unverziiglich von
einem Zugriff auf ihren Datenbestand suszuschliefien. 0b
die Beklagte diese Voraussetzungen erfiillt, wird aufzu-
kldren sein,

Dariiber hinaus mufl fiir die Interessenabwdgung eine
tats@chliche Grundlage geschaffen werden. Dazu gehort
ein Einblick in das Informationssystem der Beklagten
und dessen Auswertung durch die angeschlossenen Unter-
nehmen, insbesondere, wann und welche Eintridge gespei-
chert werden, wie sie unter den Teilnehmern des Systems
verstanden werden, was es bedeutet, wenn Eintrédge ergénzt
werden oder wenn eine Ergénzung - wie hier beziiglich des
Fortgangs der Mahnverfahren - unterbleibt. Flir die Ab-
widgung der kollidierenden Interessen diirfte es auch dar-
auf ankommen, ob die bei der Beklagten gespeicherten Da-
ten die Entscheidung iiber die Kreditvergabe unmittelbar -



d.h. ohne AnhSrung des Kreditsuchenden - beeinflussen
oder ob sie den Kreditinstituten - in aller Regel, ge-
legentlich cder selten - nur einen von der Unterrich-
tung durch den Kreditbewerber unabhingigen Wissensstand
vermitteln, der Gegenstand nachfolgender Verhandlungen

mit dem Kunden ist.

Boujong

+3
}.J
Qs
Q
s

Krohn

tenberg Werp

I

el
[¢4]

a



	■BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	als Urkundsbeamter

	in dem Rechtsstreit der Geschäftsstelle

	I.




